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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Kraske, Dr. Wörner, Frau TUbier, Handios, Biehle, 
Löher, de Terra, Rommerskirchen, Dr. Marx, Dr. Kunz (Weiden) 
und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Wehrdienst und Zivildienst 


Das vom Bundestag gegen die Stimmen der Opposition verab- 
schiedete Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und 
des Zivildienstgesetzes (Drucksachen 7/3730, 7/4841) wird nach 
allgemeiner Auffassung in den ersten Jahren nach seinem In- 
krafttreten zu einem erheblichen Anstieg der Zahl der Kriegs- 
dienstverweigerer führen. Wenn es nicht möglich ist, die Zahl 
der Zivildienstplätze entsprechend zu erhöhen, kann nicht 
sichergestellt werden, daß vom ersten Tage an die Einberu- 
fungsquote für Soldaten und Zivildienstleistende die gleiche 
ist, was nach einer Erklärung des Bundesverteidigungsmini- 
sters vor dem Verteidigungsausschuß zwingende Vorausset- 
zung für das neue Verfahren ist. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie hat sich die Zahl der Anträge auf Kriegsdienstver- 
weigerung in den ersten vier Monaten des Jahres 1976 
gegenüber dem Vorjahr entwickelt? 

1.1. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich die Zahl 
der Anträge im Januar 1976 um 16,1 v. H., im Februar 1976 
um 21,6 V. H. und im März 1976 um fast 50 v. H. gegenüber 
dem Vergleichsmonat des Vorjahres erhöht hat? 

1.2. Welche Zahlen liegen aus dem April 1976 vor, und wie ist 
die Veränderung gegenüber dem April 1975? 

2. Welche Meinungsumfragen liegen der Bundesregierung 
aus den letzten zwei Jahren vor, aus denen sich Anhalts- 
punkte dafür ergeben, wie groß der Anteil der Kriegs- 
dienstverweigerer am jeweiligen Musterungsjahrgang für 
den Fall ist, „daß jeder frei zwischen Wehrdienst und 
Zivildienst entscheiden kann"? 

2.1, Wie hoch ist jeweils der Anteil derer, die „sich auch für 
den Zivildienst entscheiden, wenn er drei Monate länger 
dauert als der Wehrdienst"? 
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2.2. Teilt die Bundesregierung die vom Parlamentarischen 
Staatssekretär Buschfort in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 22. Oktober 1975 zu der Umfrage vom 
September/Oktober 1974 geäußerte Auffassung, „daß die- 
ses Umfrageergebnis als Planungs- und Entscheidungs- 
grundlage hinsichtlich der Zahl der Zivildienstpflichtigen 
nicht geeignet ist"? 

2.3. Wenn ja, warum hat die Bundesregierung angesichts der 
angespannten Haushaltstage die entsprechende und wo- 
möglich weitere Umfragen überhaupt in Auftrag gegeben? 

2.4. Wenn nein, wie hoch ist die Zahl der Kriegsdienstverwei- 
gerer, mit denen nach dem Ergebnis der vorliegenden Um- 
fragen in den Jahren 1977, 1978 und 1979 etwa gerechnet 
werden muß? 

2.5. Hält die Bundesregierung die vom Bundesbeauftragten für 
den Zivildienst in der Sitzung des Verteidigungsausschus- 
ses am 14, Januar 1976 geäußerte Ansicht, es sei möglich, 
daß sich die Zahl der Antragsteller auf Kriegsdienstver- 
weigerung zunächst verdoppele, d. h. auf 60 000 ansteige, 
für realistisch? 


3. Mit wieviel Zivildienstplätzen rechnet die Bundesregie- 
rung in den nächsten Jahren? 

3.1. Trifft es zu, daß nach den Haushaltsansätzen des Jahres 
1976 20 000 Zivildienstplätze zur Verfügung stehen? 

3.2. Wieviel zusätzliche Zivildienstplätze können in den Jahren 
1977, 1978 und 1979 zur Verfügung gestellt werden, nach- 
dem der Haushaltsausschuß bei den Beratungen des o. a. 
Gesetzentwurfs festgelegt hat, die Aufwendungen für zu- 
sätzliche Plätze dürften jährlich 60 Millionen DM nicht 
übersteigen? 

3.3. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die 
sogenannten „kostenneutralen" Dienstplätze, die der Zivil- 
dienstbeauftragte bereitstellen bzw. bis auf 10 000 auf- 
stocken will, unter dem Gesichtspunkt gleichgewichtiger 
Einberufungsquoten nicht in Ansatz gebracht werden kön- 
nen, weil es sich hier um 2 V 2 - bzw. 10jährige Verpflich- 
tungen handelt, für die ausschließlich Freiwillige in Be- 
tracht kommen? 


4. Stimmt die Bundesregierung der Feststellung zu, daß bei 
18monatiger Dienstpflicht für 60 000 taugliche Kriegsdienst- 
verweigerer 90 000 Zivildienstplätze zur Verfügung stehen 
müßten? 


5. Wenn man entsprechend der früheren Angaben der Bun- 
desregierung davon ausgeht, daß für den Musterungsjahr- 
gang 
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1976 389 000, 

1977 404 000, 

1978 411000 

junge Männer zur Verfügung stehen, von denen voraus- 
sichtlich 75 V. H. wehrdiensttauglich sein werden, so daß 

1976 292 000, 

1977 303 000, 

1978 309 000 

zur Einziehung heranstehen, wie hoch wären dann bei 
einer Verdoppelung der Zahl der Kriegsdienstverweigerer 
die jeweiligen Einberufungsquoten für Soldaten und Zivil- 
dienstleistende? 

6. Trifft es zu, daß die Wehrdienstausnahmen u. a. für Wehr- 
pflichtige, die einen Antrag auf KDV gestellt haben, und 
deren KDV- Verfahren noch nicht abgeschlossen ist, den 
Wehrersatzbehörden im Hinblick auf die quantitative Be- 
darfsdeckung der Truppe mit wehrpflichtigen Soldaten 
schon heute Schwierigkeiten zu bereiten beginnen? 


Bonn, den 13. Mai 1976 


Dr. Kraske 
Dr. Wörner 
Frau Tübler 
Handlos 
Biehle 
Löher 
de Terra 
Rommerskirchen 
Dr. Marx 

Dr. Kunz (Weiden) 
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